
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 7. August 2017 

 
 

Mandantenbrief August 2017 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Kassenführungsmängel bei PC-Kassensystemen 
 
Einkommensteuer 

· Anscheinsbeweis für die Privatnutzung eines betrieblichen Kfz 

· Häusliches Arbeitszimmer eines Selbstständigen mit eingeschränktem betrieblichem 
Arbeitsplatz kann steuerlich abzugsfähig sein 

· Pauschale Einkommensteuer für Geschenke an Geschäftsfreunde ist nicht abziehbar 
 

Körperschaftsteuer 

· Beschränkung des Verlustabzugs bei Kapitalgesellschaften ist verfassungswidrig 
 
Lohn und Gehalt 

· Strenge Anforderungen an die Schriftform bei Befristung von Arbeitsverträgen 
 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung August 2017 und September 2017 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.08.20171 11.09.20171 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

entfällt 11.09.2017 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag entfällt 11.09.2017 
Umsatzsteuer 10.08.20172 11.09.20173 
Ende der Schonfrist   Überweisung4 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

14.08.2017 14.09.2017 
07.08.2017 08.09.2017 

Gewerbesteuer 15.08.20177 entfällt 
Grundsteuer 15.08.20177 entfällt 
Ende der Schonfrist   Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck5 

18.08.20177 entfällt 
11.08.2017 entfällt 

Sozialversicherung6 29.08.2017 27.09.2017 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfal-

lende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit 
einer erfolgten Gewinnausschüttung an den 
Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzu-
führen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, 
Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden 
keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher 
Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 
25.08.2017/25.09.2017) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten 
sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

7 In den Bundesländern und Regionen, in denen der 15.08.2017 ein gesetzlicher Feiertag (Mariä Himmelfahrt) ist, wird die 
Steuer am 16.08.2017 fällig. Das Ende der Schonfrist bei Zahlung durch Überweisung fällt sodann auf den 21.08.2017 

 



 

Allgemein 
Kassenführungsmängel bei PC-Kassensystemen 
Ist die Kassenführung nicht ordnungsgemäß, hat dies den Verlust der Ordnungsmäßigkeit der gesam-
ten Buchführung zur Folge. Das Ergebnis der Buchführung (Umsatz, Gewinn) hat dann keine Beweis-
kraft. Das Finanzamt hat die Besteuerungsgrundlagen zu schätzen. 
Die Vorschriften zur ordnungsgemäßen Kassenführung stellen für alle Unternehmer eine enorme Her-
ausforderung dar. Bei der Nutzung programmierbarer elektronischer Kassensysteme stellt z. B. das 
Fehlen der Programmierprotokolle einen gewichtigen formellen Kassenführungsmangel dar, der je-
denfalls bei bargeldintensiven Betrieben zur Hinzuschätzung berechtigt. Zu den aufzuhebenden Pro-
tokollen gehören insbesondere diejenigen Unterlagen, die nachträgliche Änderungen dokumentieren. 
In einem vom Finanzgericht Münster entschiedenen Fall erfasste ein Friseur seine Bareinnahmen 
über eine PC-gestützte Kassensoftware. Diese Software verfügte noch über weitere Funktionen, wie 
eine Kundenkartei und Terminverwaltung. Protokolle über die Einrichtung sowie die Programmierung 
des Kassensystems lagen nicht vor. 
Das Gericht entschied, dass die für elektronische Registrierkassen geltenden Grundsätze ebenso auf 
PC-Kassensysteme anzuwenden sind und bestätigte die Schätzungsbefugnis wegen der Kassenfüh-
rungsmängel. 
Hinweis: Seit 1. Januar 2017 gelten die strengen Vorgaben für elektronische Kassensysteme aus-
nahmslos. Die bis dahin bestehende Übergangsregelung für nicht aufrüstbare „Altgeräte“ ist ausgelau-
fen. Überdies hat der Gesetzgeber generell die Anforderungen an die Kassenführung nochmals ver-
schärft. Es sind Übergangsfristen zu beachten. Um unliebsame Überraschungen bei Betriebsprüfun-
gen zu vermeiden, sollte unverzüglich Kontakt zum steuerlichen Berater aufgenommen werden. 
 

Einkommensteuer 
Anscheinsbeweis für die Privatnutzung eines betrieblichen Kfz 
Finanzgericht Münster, 13-K-1940/15-E-G, Urteil vom 11.05.2017 
Der Anscheinsbeweis für die Privatnutzung eines betrieblichen Kraftfahrzeugs - vorliegend ein VW 
Multivan - durch den Einzelunternehmer wird durch einen im Privatvermögen vorhandenen PKW, der 
auch von der Lebensgefährtin genutzt wird, nicht erschüttert. 
Hinweis: Dies bestätigt die gängige Rechtsprechung, d.h. die reine Behauptung man nutze einen Pkw 
aus den und den Gründen nicht privat reicht nicht aus, nur ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch kann 
die Behauptung belegen. 

Häusliches Arbeitszimmer eines Selbstständigen mit eingeschränktem betrieblichem 
Arbeitsplatz kann steuerlich abzugsfähig sein 
Ein selbstständiger Logopäde betrieb seine Praxis mit mehreren Angestellten in gemieteten Räumen, 
in denen sich ausschließlich Behandlungsräume befanden. Zwar waren auch Tische mit Computern 
und Aktenschränken vorhanden, in denen aber einzig Patientenunterlagen aufbewahrt wurden. Die 
sonstigen betrieblichen Unterlagen, wie bspw. Krankenkassenabrechnungen oder die Buchführung 
einschließlich der Bankkonten, konnte er dort nicht abgeschlossen aufbewahren. Die Dokumente hät-
ten von seinen Angestellten in seiner Abwesenheit eingesehen werden können. Theoretisch wäre 
zwar auch in den Behandlungsräumen die Erledigung der anderen betrieblichen Arbeiten in den 
Abendstunden oder an den Wochenenden möglich gewesen; dazu hätte er allerdings jedes Mal die 
sonstigen Unterlagen von seiner Wohnung in die Praxis und zurück befördern müssen. Deshalb erle-
digte er diese Arbeiten in seinem häuslichen Arbeitszimmer und machte die Kosten hierfür im Rahmen 
des Höchstbetrags von 1.250 EUR als Betriebsausgaben geltend. Das Finanzamt meinte, in der Pra-
xis sei ein Arbeitsplatz vorhanden, der den Abzug von Kosten eines häuslichen Arbeitszimmers aus-
schließe. 
Der Bundesfinanzhof ließ den Abzug zu, weil der Logopäde in seiner Praxis zur Aufbewahrung seiner 
sonstigen Betriebsunterlagen keine geeigneten Räumlichkeiten hatte und diese auch nicht ohne wei-
teres hergestellt werden konnten. 
Hinweis: Das häusliche Arbeitszimmer eines Selbstständigen ist notwendiges Betriebsvermögen, 
wenn der Wert mehr als ein Fünftel des gemeinen Werts des gesamten Grundstücks und mehr als 
20.500 EUR beträgt. Es ist dann steuerverstrickt, d. h., der spätere Verkauf des eigenen Hauses, in 
dem sich das Arbeitszimmer befindet, oder auch die Betriebsaufgabe kann zu Steuerbelastungen 
führen. 



 
Keine Absetzung für Abnutzung auf die Anschaffungskosten einer Vertragsarztzulassung 
Die Anschaffungskosten für den Erwerb einer Vertragsarztzulassung als alleinigem Gegenstand eines 
Übertragungsvertrags sind als selbstständiges nicht abschreibbares Wirtschaftsgut zu behandeln. Sie 
können erst im Rahmen einer späteren Praxisveräußerung oder -aufgabe das zu ermittelnde Veräu-
ßerungs- oder Aufgabeergebnis beeinflussen. Nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs handelt es 
sich hierbei allerdings um einen Sonderfall. 
Als Regelfall ist nach einem weiteren Urteil des Bundesfinanzhofs der Erwerb einer Vertragsarztpraxis 
einschließlich ihrer wertbildenden Faktoren anzusehen. Solche sind z. B. der Patientenstamm, die 
Praxiseinrichtung, die Übernahme von Arbeitnehmern, des Mietvertrags, der Versicherungsverträge 
usw. Der Vorteil aus der Vertragsarztzulassung ist in diesem Fall neben dem Patientenstamm in dem 
erworbenen Wirtschaftsgut „Praxiswert“ enthalten. Dieser ist mangels eines sachlich begründbaren 
Aufteilungs- und Bewertungsmaßstabs einheitlich zu bewerten und regelmäßig über einen Zeitraum 
von drei bis fünf Jahren abzuschreiben. 

Pauschale Einkommensteuer für Geschenke an Geschäftsfreunde ist nicht abziehbar 
Geschenke an inländische Geschäftsfreunde unterliegen beim Empfänger der Einkommensteuer. 
Damit das Geschenk seinen Zweck erfüllt, kann der Schenkende die Steuer dafür pauschal überneh-
men und den Beschenkten dadurch von seiner Steuerpflicht freistellen. Übersteigt der Wert des Ge-
schenks 35 EUR, darf der Schenkende seine Aufwendungen nicht als Betriebsausgabe abziehen. Der 
Bundesfinanzhof hat nun entschieden, dass in den Betrag von 35 EUR auch die pauschale Steuer 
einzubeziehen ist. 
Ein Konzertveranstalter hatte Freikarten an seine Geschäftspartner verteilt. Soweit ihnen dadurch 
steuerpflichtige Einnahmen zugeflossen sind, übernahm er pauschal die Einkommensteuer von 30 % 
und führte sie an das Finanzamt ab. Diese Steuer hat der Bundesfinanzhof als ein weiteres Geschenk 
beurteilt. Sie wird steuerlich so behandelt wie das Geschenk selbst. Sind die Kosten für das Geschenk 
nicht abziehbar, gilt das auch für die übernommene Steuer. 
Ein Betriebsausgabenabzug kommt auch dann nicht in Betracht, wenn die Grenze von 35 EUR erst 
durch die Pauschalsteuer überschritten wird. 
 

Körperschaftsteuer 
Beschränkung des Verlustabzugs bei Kapitalgesellschaften ist verfassungswidrig 
Das Bundesverfassungsgericht hat festgestellt, dass die Verlustabzugsbeschränkung bei Körper-
schaften in Teilen mit dem Grundgesetz unvereinbar ist. 
An einer GmbH waren zwei Gesellschafter mit 48 % bzw. 52 % beteiligt. Die GmbH hatte zum 
31. Dezember 2007 durch Verluste in früheren Jahren einen Verlustvortrag von knapp 600.000 EUR. 
Anfang 2008 veräußerte der mit 48 % beteiligte Gesellschafter seinen Gesellschaftsanteil an einen 
Dritten. Daraufhin kürzte das Finanzamt die festgestellten Verluste um 48 %. 
Das mit dem Sachverhalt betraute Finanzgericht setzte das Verfahren aus und legte dem Bundesver-
fassungsgericht die Frage vor, ob die zugrunde liegende gesetzliche Regelung überhaupt verfas-
sungsgemäß sei. Dieses stellte fest, dass die fragliche Regelung nicht mit dem allgemeinen Gleich-
heitssatz des Grundgesetzes vereinbar ist, soweit innerhalb von fünf Jahren mehr als 25 % des ge-
zeichneten Kapitals mittelbar oder unmittelbar an einen Erwerber übertragen werden und dadurch die 
auf diese Anteile entfallenden bis dahin nicht ausgeglichenen oder abgezogenen negativen Einkünfte 
steuerlich nicht mehr abziehbar sind. 
Der Gesetzgeber ist nun gehalten, rückwirkend ab dem 1. Januar 2008 für den Zeitraum bis zum In-
krafttreten der gesetzlichen Regelung zum fortführungsgebundenen Verlustvortrag (Einführung mit 
Wirkung ab 1. Januar 2016) eine Neuregelung des Verlustabzugs für Kapitalgesellschaften bei einer 
Anteilsübertragung von mehr als 25 % bis zu 50 % zu schaffen. 
Hinweis: Entsprechende Steuerbescheide sollten (weiter) offengehalten werden. Dies gilt auch in den 
Fällen, in denen mehr als 50 % der Gesellschaftsanteile, die im Privatvermögen gehalten werden, 
übertragen werden. Hierzu muss der Bundesfinanzhof noch abschließend entscheiden. 
 

Lohn und Gehalt 
Strenge Anforderungen an die Schriftform bei Befristung von Arbeitsverträgen 
Die gesetzlich vorgeschriebene Schriftform für die Befristung von Arbeitsverträgen dient dem Zweck, 
dem Arbeitnehmer die Bedeutung der Befristung deutlich vor Augen zu führen. Deshalb stellt die 
Rechtsprechung an die Einhaltung dieser Form besonders hohe Ansprüche. So auch in einem vom 



 
Bundesarbeitsgericht entschiedenen Fall, in dem eine Universitätsverwaltung einem zukünftigen Mit-
arbeiter zwei zunächst nicht unterschriebene Exemplare eines befristeten Arbeitsvertrags aushändig-
te. Der Mitarbeiter unterschrieb beide Formulare und reichte sie in der Erwartung an die Universitäts-
verwaltung zurück, von dieser vor Vertragsbeginn ein gegengezeichnetes Exemplar zurück zu erhal-
ten. Als dies nicht geschah, trat der Mitarbeiter seinen Dienst dennoch an. Die auch von der Universi-
tät unterzeichnete Vertragsurkunde ging ihm erst nach Aufnahme der Tätigkeit zu. Später berief er 
sich darauf, dass die in dem Vertrag enthaltene Befristung unwirksam sei und dass zwischen der 
Hochschule und ihm deshalb ein unbefristetes Arbeitsverhältnis bestehe. 
Das Bundesarbeitsgericht gab ihm Recht und verwies darauf, dass das von der Hochschulverwaltung 
gegengezeichnete Vertragsexemplar, welches die Befristungsabrede enthielt, dem Kläger vor Ver-
tragsbeginn, das heißt hier vor Aufnahme seiner Tätigkeit, hätte zugehen müssen, um die Schriftform 
zu wahren. 

Verwertungsverbot bei Überwachung mittels Keylogger "ins Blaue hinein" 
Bundesarbeitsgericht, 2-AZR-681/16, Pressemitteilung vom 27.07.2017 
Das BAG hat entschieden, dass der Einsatz eines Software-Keyloggers, mit dem alle Tastatureinga-
ben an einem dienstlichen Computer für eine verdeckte Überwachung und Kontrolle des Arbeitneh-
mers aufgezeichnet werden, nach § 32 Abs. 1 BDSG unzulässig ist, wenn kein auf den Arbeitnehmer 
bezogener, durch konkrete Tatsachen begründeter Verdacht einer Straftat oder einer anderen 
schwerwiegenden Pflichtverletzung besteht. 
 


